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BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Bundeswirtschaftskammer 

Bundeswirtschaftskammer A-1045 Wien 

Postfach 

Präsidiun des 
Nationalrates 

195 

Dr. Karl Renner-Ring 3 
1014 Wien 

Ihre Zahl/Nachricht vom Unsere Zahl/Sachbearbeiter atum 

RGp 126/89/Kö/AP 25.09.89 

��f eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Allgeneine Verwal tungsverfahrens­
gesetz, die Bundesabgabenordnung und 
das Zustellgesetz geändert werden, 
Aussendlmg des Bundeskanzleramtes 

Einem Wunsch des Bundeskanzleramtes entsprechend beehrt sich die Bundeskam­

mer der gewerblichen Wirtschaft, 25 Gleichstücke ihrer Stellungnahrre zun ca 

Gesetzentwurf mit der Bitte um gefällige Kenntnisnahrre zu übermitteln. 

Anlage (25-fach) 

BUNDESKAr-MER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 
Für den Generalsekretär: 

ab 

from 
8.4.1989 Tel. 501 05DW FAX 502 061 Dw2f'.O 

Wiedner Hauptstraße 63 
A-1045 Wien 

Telex 111871 BUKA 
Teletex (61) 3222138 BWK 
Telefax (0 22 2) 505 7007 

Telegrammadresse 
BUWIKA 

Creditanstalt-Bankverein 
Konto Nr. 0020-95032/00 
BLZ 11000 

DVR 
0043010 
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Nachrichtlich an: 
alle Landeskarnrern 
alle Bundessektionen 
Fp-Abteilung 
Wiss-Abteilung 
Presse-Abteilung 
Präs-Abteilung 

- 6 -

Herrn Generalsekretär-Stv. Dr. RElGER 
Herrn Generalsekretär DDr .  KEHRER 
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• 
BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Bundeswirtschaftskammer 

BundeswIrtschaftskammer A-1045 Wien 

Postfach 

Bundeskanzleramt 

Ballhausplatz 2 
1014 Wien 

Ihre Zahl/Nachricht vom 

195 

GZ. 601. 661/l-V/l/89 
7. August 1989 

Unsere Zahl/Sachbearbeiter 

R� 126/89/Kö/AP 

��f eines Bundesgesetzes, mit <Ern das 
Allgerreine Verwal tungsver fahrensgesetz, 
die Bundesabgabenordnung und das Zustell­
gesetz geändert werden, Aussendung des 
Blmdeskanzleramtes 

(0222) 65 05 
4296 DW 

Datum 

25. 09. 89 

Unter Bezugnahne auf die ca Note des Bundeskanzleramtes beehrt sich die Bun­

deskarrrrer der gewerblichen Wirtschaft zu dem im Betreff genannten Gesetzent­

wurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Im Koozept des vorliegenden Gesetzentwurfes wurde nach Meinung der Bundes­

karmer übersehen, daß die Ausfertigung Val Verwaltungsakten \md deren Zu­

stellung im Wege der autanationsunterstützten Datenübertragung häufig mit 

der autanationsunterstützten Verarbeitung personenbezogener Daten einherge­

hen wird. Bereits mit der Ausstattung der Verwaltungsdienststellen mit gän­

gigen Textverarbei tungssystemen wird wohl auch an eine Archivierung der be­

treffenden Aktenstücke auf elektrooischen Speichernedi.en gedacht werden. Für 

die Organisaticn dieser Form der Aktenablage käten jedenfalls auch Suchsy­

stere zur Amvendung, die van Nanen der Antragsteller, scnstiger Verfahrens­

parteien und anderer Personen ausgehen. Dabei handelt es sich sanit u:n auto­

rnationsunterstützte Datenverarbeitungen iS des § 3 Z 5 DSG, deren Zulässig-

ab 

from 
8.4 . . 1989 Tel. 501 05 DW FAX 502 061 Dw2$'.o 

Wiedner Hauptstraße 63 
A-1045 Wien 

Telex 111871 BUKA 
Teletex (61) 3222138 BWK 
Telefax (0 22 2) 505 7007 

Telegrammadresse 
BUWIKA 

C reditanstalt -Bankverein 
Konto Nr. 0020-95032100 
BLZ 11000 

OVR 
0043010 
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keit gemäß § 6 OSG gnmdsätzlich eine ausdrückliche �setzliche Ermächtigung 

verlangt. N\m enthalten zwar bereits derzeit eine Reihe einfachgesetzlicher 

Vorschriften punktuelle Ermächtigungen zum Einsatz der autanatiOOS\mter­

stützten Datenverarbeitung in bestimnten Verwaltungsbereichen (vgl die Auf­

zan1ung bei Dohr - Po1lirer - -Weiss, Oatenschutzgesetz (1988) 4 76 ff), doch 

wäre damit keinesfalls der Einsatz der Datenverarbeitung in allen Bereichen 

der staatlichen Verwaltung abgereckt • Dafür könnte sich eine entspreChende 

Bestimnung im AVG anbieten. 

Nun ist aber nicht zu übersehen, daß der Datenschutzgesetzgeber bei der 

Schaffung <Es § 6 DSG voo der Vorstellung ausgegangen ist, daß der Materien­

gesetzgeber jeweils (restriktiv) zu prüfen hätte, in \lilelchem Ausmaß der Da­

tenverarbeitungs-Einsatz in cEn verschiedenen Verwaltungsbereichen notwendig 

ist; derrentsprechend sollten eingeschränkte Ermächtigtmgstatbestände fontll­

liert wer<En. In diesem Sinne dürfte daher das AVG auch keine Generalermäch­

tigung als Freibrief zur Datenverarbei tung in der gesamten staatlichen Ver­

waltung enthalten, der § 6 DSG überflüssig machen würde, sondern müßte sich 

in etwa auf die Aktenführung , Ausfertigtmg von Verwaltungsakten und deren 

Zustellung, also im \lilesentlichen auf das Kanzlei\lilesen beschränken. Z'Neifel­

los ließe sich anläßlich des vorliegencEn Regelungsvorhabens das Grundkal­

zept des § 6 OSG angesichts des ständig zunehrrenden Einsatzes der Datenver­

arbei tung in der Büroorganisation (auch der staatlichen Verwaltung) grund­

sätzlich in Fra� stellen - dies müßte j eö:dl im Rahrcen einer Novellierung 

des DSG geschehen. 

Für den Bereich der Abgabenverwaltung ist der Einsatz der Datenverarbeitung 

zwar bereits seit einiger Zeit generell eingeführt, 00ch erscheint fraglich, 

d:> das Bun<Esrechenamtsgesetz 1978 als ausreichen<E ausdrückliche Ermächti­

gung hiefür angesehen werden kann. Eine entsprechen<E Ermächtigtmg im Rahmen 

der PAO wäre samt wünschen�. 

Im gegebenen Zu.samrenhang ist allgerrein davon auszugehen, daß § 6 DSG zwar 

subsidiär auch die Ver\lilendung der Datenverarbeitung erlaubt, wenn dies eine 

wesentliche Voraussetzung gesetzlich übertragener Aufgaben darstellt, doch 
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ist aus datenschutzpolitischen Überlegungen zu verlangen, daß val dieser 

Möglichkeit nur ausnahms\tleise Gebrauch gemacht wird. 

Zu einzelnen Bestimnungen des Entwurfes darf noch folgendes angemerkt wer­

den: 

Zu Art I - § 18 Abs 3 AVG 

Van Gnmdsatz, daß schriftliche Ausfertigungen VCI1 behördlichen Erledigungen 

auf Kosten der Behörre zugestellt werden, sollte nicht abgegangen werden. 

Daher wird eine Kostenersatzpflicht der Partei für den Fall der Übermittlung 

einer Ausfertigung auf den im zweiten Satz dieser Bestimnung genannten Wegen 

abgelehnt, zumal diese Farnen der Übermittlung tNOh.l billiger sind als die 

Zustellung im Pos'bJeg. 

Zu Art I - § 18 Abs 4 AVG 

In Anbetracht des Unstandes, daß diese Bestimmmg offenbar zu Unklarheiten 

darüber geführt hat, 00 die Urschrift einer behördlichen Erledigung mit der 

Unterschrift des Genehmigenden zu versehen ist, erscheint eine Klarstelltmg 

im Sinne der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (Erk van 6. Dezember 

1985, 85/18/0029 und Erk van 20. März 1986, 85/02/0278) überlegenswert. Die 

im Entwurf vorgesehene Neufassung ändert den ersten und den letzten Satz des 

§ 18 Abs 4 AVG nicht und würre sanit keine Klärung durch den Gesetzgeber 

selbst bringen. 

Zu Art 11, Z 1 - § 1 a ZustG 

Es wäre zu überlegen, 00 in die Aufzählung des letzten Satzes auch § 8 Abs 2 

aufzunehrten wäre. 

Zu Art 11, Z 2 - § 24 ZustG 

Dem \'brtlaut dieser Bestimrung kann entnarrren werden, daß - neben dem Fall 

eines bereits versandbereiten Schriftstückes - auch eine von der erlassenden 
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Behörda einer anderen Dienststelle unter Einsatz autanationsunterstützter 

Datenübertragung übe.rmi ttel te Erledigung urmi ttelbar bei der (erlassenden) 

Behörda <Sn Srpfänger ausgefolgt werden kann. Das dies 'td1l nicht so geneint 

ist, ergibt sich aus den Erläuterungen zu dieser Bestirmnmg. Vielmehr soll 

in einem solchen Fall die Erledigung bei cEr Dienststelle ausgefolgt werden, 

an die die Erledigtmg im Wege autanationsunterstützter Datenübertr� 

übermi ttel t wurda. 

Im übrigen stellt sich zu § 24 ZustG die Frage, wie cEr Srpfänger davcn er­

fährt, daß er sich ei� behördliche Erledigung al:tlolen kann. Die Frage ließe 

sich dadurch lösen, daß die Ausfolgung cEr Erledigung an den Srpfänger nur 
, 

über dessen Antrag erfolgen kann. 

Zu Art !I, Z 3 - § 26 Abs 2 ZustG 

Diese Bestirrmung unterstellt für die Fälle cEr fernschriftlichen, telegra­

phischen od:!r im Wege autanationsunterstützter Datenübertragung erfolgten 

Übermittlung, daß sich das Srpfangsgerät am gew(Xmlichen Aufenthaltsort, 

also in der Wohntmg das Enpfängers befindat. Nur in diesem Fall nämlich wird 

cEr Srpfänger - wie es in den Erläutenmgen heißt - "bei Aufenthalt an sei­

nem gewöhnlichen Aufenthaltsort voo einem Übennittlungsvorgang Kenntnis neh­

nen können". Diese Unterstellung erscheint aber realitätsfrenrl tmd körUlte 

groBe Nachteile für den Enpfänger einer behördlichen Erledigung bringen. Das 

Datenenpfangsgerät wird sich vorwiegend in Ceschäftsräunen des Enpfängers 

befindan. Diese fallen aber ohnedies unter die Definiticn des Begriffes "Ab­

gabestelle" (§ 4 ZustG). UD in § 26 Abs 2 ZustG au::::h jene Fälle zu erfassen, 

in denen sich das Datenerrpfangsgerät nicht an einem Ort befindet, der als 

Abgabestelle gemäß § 4 ZustG gilt, wäre es wesentlich zweckmäßiger, die Oe­

finiticn des Begriffes "Abgabestelle" zu erweitern. 

Zu Art !II 

Zunächst wird auf die allgemeinen Ausführungen verwiesen. Ferner darf ange­

regt werden, die im vorliegenden Entwurf enthaltenen Änderungen der BAD in 

16/SN-239/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 7

www.parlament.gv.at



- 5 -

die in Aussicht gestellte tmfangreiche Novellierung der MO im Rahnen eines 

Abgabenänderungsgesetzes 1989 einzubeziehen. 

Dem Ersuchen des Bundeskanzleramt entsprechend werden 25 Ausfertigungen die­

ser Stellungnahrre d:m Präsidiun des Natiooa1rates zur Kenntnisnahrre übennit­

telt. 
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